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Rund 100 Personen disku-

tierten am 26. und 27. Ok-

tober 2012 in St. Petersburg über 

die „Bedeutung, Herausforderun-

gen und Perspektiven der Antidis-

kriminierungspolitik in der Russi-

schen Föderation“ und in Osteu-

ropa. Einen guten Einstieg fand 

der Menschenrechtsbeauftragte 

der deutschen Bundesregierung 

Markus Löning, der in einem sehr 

engagierten Impulsreferat klar-

stellte, dass für die EU homopho-

be Gesetze wie das St. Petersbur-

ger Verbot der Propagierung von 

Homosexualität nicht hinnehm-

bar sind. Zum einen stelle ein 

solches Gesetz eine Behinderung 

der Arbeit von Menschenrechts-

beauftragten dar, andererseits 

sei es in eher konservativen Ge-

sellschaften wie der russischen 

ein besonders gefährliches Sig-

nal. Löning die russische Regie-

rung auf, ihre Verpflichtungen 

als Mitgliedsstaat des Europara-

tes einzuhalten und die Grund-

rechte auf Meinungs- und Ver-

sammlungsfreiheit zu achten und 

zu schützen.

Igor Kotschetkow vom Russian 

LGBT Network und Annette He-

cker vom Lesben- und Schwulen-

verband in Deutschland (LSVD) 

lieferten einen Überblick über 

die Verfolgungsgeschichte von 

Lesben, Schwulen und Trans-

genderpersonen in Russland 

und Deutschland, stellten die 

verschiedenen Wege und An-

sätze einer Wiedergutmachung 

für Opfer dar und betonten, dass 

es auch darum gehen müsse, die 

entsprechenden Lehren aus der 

jeweiligen Verfolgungsgeschich-

te zu ziehen.

Die Parlamentsabgeordneten Vol-

ker Beck aus Deutschland und Ro-

bert Biedroń aus Polen gingen in 

ihren Beiträgen auf die Bedeu-

tung von Antidiskriminierungsge-

setzen für Lesben und Schwule in 

ihren Ländern ein und zeigten die 

Widerstände auf, die es noch im-

mer gegen eine umfassende An-

tidiskriminierungsgesetzgebung 

gibt. Zudem erläuterten sie die 

Zusammenarbeit mit ihren russi-

schen KollegInnen, etwa auf De-

legationsreisen des Menschen-

rechtsausschusses oder – wie im 

Fall von Robert Biedroń – als Mit-

glied der Parlamentarischen Ver-

sammlung des Europarates.

Ksenija Kiritschenko und Vale-

rij Sosajew vom Russian LGBT 

Network lieferten eindrucksvol-

le Schilderungen nicht nur über 

Diskriminierungserfahrungen, die 

LSBT-Personen in Russland ma-

chen; sie präsentierten auch Er-

gebnisse ihrer beeindruckenden 

Arbeit im Bereich der Opferbera-

tung, der Aufklärungs- und Sensi-

bilisierungsarbeit sowie des „Mo-

nitoring“, der Beobachtung und 

Dokumentation von Diskriminie-

rungsfällen. Gerade dieser Arbeit 

kommt eine große Bedeutung zu, 

da aus ihr gesetzgeberische Not-

wendigkeiten und konkrete For-

derungen an die Politik abgelei-

tet werden können.

Ergebnisse

Am zweiten Konferenztag wur-

den in drei parallelen Workshops 

Empfehlungen für eine umfas-

sende Antidiskriminierungsstra-

tegie erarbeitet. Sie richten sich 

an die russische Regierung und 

die Gouverneure der Regionen, 

die Regierungen anderer osteu-

ropäischer Staaten, die Zivilge-

sellschaften und die Menschen-

rechtsbeauftragten der russi-

schen Regionen. Der Themen-

katalog reicht von der Aufhe-

bung der homophoben „Propa-

ganda“-Verbotsgesetze und ei-

nem verstärkten Rechtsschutz für 

LSBT-Personen in Russland über 

die Zusammenarbeit der LSBT-Or-

ganisationen mit Antidiskriminie-

rungsstellen, Politik und ande-

ren Organisationen der Zivilge-

sellschaft, die Anti-Gewalt-, Auf-

klärungs- und Sensibilisierungs-

arbeit in Schulen, Organisatio-

nen der Zivilgesellschaft, mit Ge-

werkschaften, Medien und Uni-

versitäten bis hin zu Lehren aus 

der Geschichte, der Verfolgung 

von Lesben und Schwulen in der 

Zeit des Nationalsozialismus und 

in sowjetischer Zeit und die sich 

daraus für uns heute ergebende 

menschenrechtspolitische Ver-

antwortung.

An der Konferenz nahmen auch 

russische Ombudspersonen bzw. 

Beauftragte für Menschenrechte 

aus den Regionen Astrachan, Wo-

ronesch, Tomsk, St. Petersburg 

und Moskau sowie u. a. Organi-

sationen wie Memorial, Juriks, 

das Menschenrechtszentrum der 

Region Perm und die Moskau-

er Helsinki-Gruppe als Partner-

organisation teil. Aus Weißruss-

land war das Belarussische Hel-

sinki-Komitee, eine allgemeine 

Menschenrechtsorganisation, ge-

kommen. Die Allianzenbildung 

und Vernetzung der vertretenen 

Hirschfeld-Eddy-Stiftung

Menschenrechtskonferenz in St. Petersb urg

Referenten auf der Menschenrechtskonferenz in St. Petersburg 
am 26. und 27. Oktober 2012
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LSBT-Organisationen aus den rus-

sischen Regionen und dem be-

nachbarten Ausland mit allge-

meinen Menschenrechtsorgani-

sationen und Institutionen konn-

ten so gestärkt werden.

Die Zusammenarbeit mit den Om-

budspersonen, Schulungen und 

Aufklärungsveranstaltungen für 

diese zum Thema LSBT und Men-

schenrechte wurden besonders 

betont. Es gehe nicht nur dar-

um, was diese Institutionen in 

diesem Bereich tun können, son-

dern auch um die Unterstützung 

der Menschenrechtsbeauftrag-

ten durch die LSBT-Community. 

Das Bewusstsein für die Thema-

tik müsse gestärkt werden. Die 

Ombudsfrau aus Tomsk erklärte, 

dass neues Wissen immer auch 

mit einem Mentalitäts- und Ein-

stellungswandel einhergehe. 

Die Menschenrechtsbeauftrag-

ten sollten in die Erarbeitung von 

Entwürfen für Antidiskriminie-

rungsgesetze eingebunden wer-

den, sie sollten durch Austausch 

über die westeuropäischen Mo-

delle aufgeklärt werden. Auch 

solle ein Runder Tisch der Om-

budspersonen eingerichtet wer-

den, hieß es einmütig. Die Be-

deutung der Zusammenarbeit 

mit Strafverfolgungsbehörden, 

von Polizeischulungen und Auf-

klärungsveranstaltungen wur-

de ebenfalls betont. Besonders 

hervorgehoben wurde in meh-

reren Beiträgen auch die Bedeu-

tung des Monitoring von Diskri-

minierungsfällen als Hinweis für 

die Notwendigkeit einer umfas-

senden Antidiskriminierungsge-

setzgebung.

Ausblick

Igor Kotschetkow betonte in ei-

nem Beitrag die Wiederherstel-

lung der historischen Wahrheit 

und die Wiedergutmachung für 

die Opfer politischer Repression. 

In Deutschland sei, wie in Konfe-

renzbeiträgen mehrmals berich-

tet wurde, einiges geschehen, in 

Russland jedoch noch nichts. Im 

kommenden Jahr, zum 20. Jah-

restag der Entkriminalisierung 

von Homosexualität in Russland, 

wolle man eine Aufklärungskam-

pagne zum Thema starten und 

sich endlich mit den Geschichten 

und Lebensläufen von Opfern der 

anti-homosexuellen Strafverfol-

gung in sowjetischer Zeit ausei-

nandersetzen.

Eine Schlussrunde versuchte sich 

an einem Ausblick zur Antidiskri-

minierungspolitik in Osteuropa. 

Mut machte Robert Biedroń, der 

erste offen schwule Abgeordnete 

im Sejm. Er verwies auf das polni-

sche Beispiel: Bereits 1932 wur-

den dort homosexuelle Handlun-

gen entkriminalisiert, und den-

noch stritt man im konservativen 

katholischen Polen noch vor ei-

nigen Jahren über homophobe 

Gesetzesentwürfe und diskrimi-

nierende Äußerungen in Parla-

mentsdebatten. Durch die Zusam-

menarbeit mit Menschenrechts-

organisationen und aufgeschlos-

senen PolitikerInnen sowie die 

Verpflichtungen Polens als Mit-

glied der des Europarates und 

der EU konnten diese Zwischen-

spiele mittlerweile überwunden 

werden, so Biedroń.

Auch Björn van Roozendaal von 

ILGA-Europa hob die enormen 

Anstrengungen hervor, die die 

LSBT-Bewegung in Russland 

und einigen anderen osteuro-

päischen Staaten in den kom-

menden Jahren zu bewältigen 

haben werden. Er plädierte da-

für, strategisch vorzugehen und 

sich auf das jeweils Machbare zu 

konzentrieren. Schritt für Schritt 

könne die Situation verbessert 

werden. Er begrüßte die Konfe-

renzergebnisse. Ein eher pessi-

mistisches Bild zeichnete Andrij 

Majmulachin aus der Ukraine: 

Gerade sei ein Antidiskriminie-

rungsgesetz vom Gesetzgeber 

verabschiedet worden, doch der 

habe „sexuelle Orientierung“ 

und „Geschlechtsidentität“ be-

wusst nicht als geschützte Ka-

tegorien darin aufgenommen. 

Er befürchte, die Empfehlungen 

und Forderungen blieben, was 

die Ukraine angehe, schöne Wor-

te auf dem Papier. Überraschen-

derweise lieferten Wasil Sanko-

witsch und Sjargej Androsenka, 

die beiden Vertreter aus Weiß-

russland, das als einzigem Staat 

Europas wegen Menschenrechts-

verletzungen die Mitgliedschaft 

im Europarat verwehrt wird, ein 

nicht ganz so pessimistisches 

Bild (siehe Bericht zu Belarus 

auf S. 34).

Igor Kotschetkow wies darauf hin, 

dass die Konferenz für das Russi-

an LGBT Network eine Feuertaufe 

war. Man habe zum ersten Mal 

eine derart große internationa-

le Konferenz durchgeführt und 

die Prüfung bestanden. Er dankte 

nicht nur den Kooperationspart-

nern, der Stiftung „Erinnerung, 

Verantwortung, Zukunft“, dem 

Auswärtigen Amt, der Hirsch-

feld-Eddy-Stiftung und der Mos-

kauer Helsinki-Gruppe, die die 

Konferenz ermöglicht haben. Er 

dankte auch all den LSBT-Akti-

vistInnen und Menschenrechts-

verteidigerInnen in Russland 

und Osteuropa, die unter ex-

trem schwierigen Bedingungen 

arbeiten und dennoch nicht auf-

geben, sondern am Ball bleiben 

und für mehr Rechte und Schutz 

für ihre Lebensweisen kämpfen.

KLAUS JETZ

Die Konferenz fand ungeachtet des Verbots der Propagierung 
von Homosexualität in St. Petersburg statt.

Menschenrechtskonferenz in St. Petersb urg

33
nachrichten

33



S ja rgej Androsenka 

(Сяргей Андросенка) 

ist Vorstandsmitglied des 

LSBT-Menschenrechtsprojekts 

„GayBelarus“ (ГейБеларусь), 

das seit 2008 aktiv ist und seit 

2010 auch Diskriminierungsfäl-

le und Gewalttaten gegen Les-

ben und Schwule dokumentiert. 

Immer wieder werden Schwu-

le beim Verlassen einschlägi-

ger Clubs oder von Gay-Par-

tys zusammengeschlagen, be-

richtet er. Immer häufiger wür-

den auch Gewalttaten nach On-

line-Datings registriert. Im ver-

gangenen September wurde in 

Brest ein 17-jähriger Gymnasi-

ast nach dem Unterricht überfal-

len und schwer verletzt, nach-

dem er in der Schule von einer 

Freundin als schwul geoutet wor-

den war. Die Opfer wenden sich 

nicht an die Polizei, da sie be-

fürchten, ausgelacht oder belei-

digt zu werden. Einige aber kom-

men zu GayBelarus, und dort un-

terstütze man den Weg zur Poli-

zei. GayBelarus erstatte immer 

häufiger auch Anzeige wegen 

homophober Beleidigungen und 

Gewaltaufrufen in den sozialen 

Netzwerken.

Vom 5. bis 11. Oktober 2012 

fand in Minsk zum dritten Mal 

die Gay-Pride-Woche mit über 

1000 TeilnehmerInnen und 22 

Veranstaltungen zu kulturellen 

und menschenrechtlichen The-

men statt. Auch wenn dies for-

mal nicht legal sei, wird die Ak-

tionswoche dennoch nicht verbo-

ten, da es sich um nicht öffentli-

che Veranstaltungen hinter ver-

schlossenen Türen handle und 

die Miliz beide Augen zudrücke. 

Man habe also auch heuer wie-

der über die reale Diskriminie-

rung von Lesben, Schwulen und 

Transgenderpersonen in Belarus 

informiert, jedoch keinen Marsch 

durchgeführt, weil dieser nicht 

genehmigt werde.

Auch mit der Eintragung des Ver-

eins gebe es Probleme. Bisher ist 

keiner einzigen LSBT-Gruppe in 

Belarus die Eintragung als Ver-

ein gelungen. GayBelarus ver-

füge zwar über alle Strukturen 

einer NGO – ein Büro, Mitarbei-

ter und auch finanzielle Mittel –, 

bloß die Registrierung fehle, man 

betrachte sich also weiterhin als 

eine Initiative.

Wasil Sankowitsch (Василь 

Санкович) vom Belarussischen 

Helsinki-Komitee berichtet von 

den Bemühungen einiger Nicht-

regierungsorganisationen, die Öf-

fentlichkeit für ein Antidiskrimi-

nierungsgesetz im Land zu sen-

sibilisieren. Dieses Bündnis ar-

beite auch mit GayBelarus zu-

sammen, man führe gemeinsa-

me Veranstaltungen und Tref-

fen durch. Eine Antidiskriminie-

rungsgesetzgebung sei in Belarus 

kaum vorhanden. Zwar verbiete 

die Verfassung Diskriminierung, 

und vielleicht finden sich am 

ehesten im Arbeitsrecht Gleich-

behandlungsansätze. Im Alltag 

aber spiegle sich dies nicht wider.

Die Miliz des Landes verletze re-

gelmäßig das Versammlungsrecht 

und verhafte immer wieder Per-

sonen, die nicht angemeldete 

Versammlungen durchführen. 

Auch erhalten Nichtregierungs-

organisationen keine Registrie-

rung. Andere unliebsame Organi-

sationen verlieren ihre Registrie-

rung und werden von Amts we-

gen aufgelöst. Als Beispiel nennt 

Sankowitsch den Fall des „Vias-

na“-Menschenrechtszentrums, 

das vor einigen Jahren aus fa-

denscheinigen Gründen geschlos-

sen wurde. Der ehemalige Vor-

sitzende, der Menschenrechtler 

Ales Bialiatski, sitzt heute im Ge-

fängnis. Die Strafverfolgungsbe-
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Zwei Menschenrechtsaktivisten berichten

Belarus: Der Kampf geht weiter

Ängste? Depressionen?
Coming out-Probleme?
PartnerInnenkonflikte?

Ich biete psychologische Beratung und kontinuierliche
Gespräche an: Bei o. g. Problemen, bei Lebens-, Schul-
und berufsbedingten u. a. Krisen. Alle Altersgruppen.
Telefon: (01) 522 54 90

Diplompsychologin, Lebens- und Sozialberaterin

Mag.a Jutta Zinnecker

Sjargej Androsenka kämpft mit dem LSBT-Menschenrechtspro-
jekt „GayBelarus“ gegen homophobe Gewalt.
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hörden hatten ihm Steuerhinter-

ziehung zur Last gelegt, da er 

Projektgelder aus dem Ausland 

nicht als Privatvermögen versteu-

ert habe.

Am 8. Dezember, so Sjargej 

Androsenka, werde in Minsk 

eine nationale Konferenz von 

LSBT-Gruppen stattfinden. Aus 

allen Regionen und Minsk werden 

je zehn Personen teilnehmen, um 

über Fragen wie den Gay-Pride 

im nächsten Jahr, die Zusammen-

arbeit mit den oppositionellen 

Parteien und die Teilnahme an 

demokratischen Demonstratio-

nen wie dem „Tag der Freiheit“ 

am 25. März oder dem „Tschor-

nobyl-Marsch gegen menschli-

che Verantwortungslosigkeit“ 

am 26. April zu diskutieren. Die 

AktivistInnen fürchten eine Teil-

nahme an diesen Demos, weil 

es immer wieder zu Übergriffen 

kommt, auch wenn sie auf das 

Mitführen von Regenbogenfah-

nen verzichten. Sie wissen nicht, 

ob Polizeikräfte oder homopho-

be Gruppierungen hinter diesen 

Attacken stecken.

Seit fünf Jahren versucht Sjargej, 

eine Demonstration zum Gay-Pri-

de anzumelden. Dies wird jedoch 

regelmäßig abgelehnt. Und ge-

nauso regelmäßig reicht GayBel-

arus dagegen Beschwerde ein. 

Im Ablehnungsbescheid ist im-

mer von öffentlicher Ruhestörung 

die Rede. Beim ersten Gay-Pride 

2010 nahmen an der nicht ge-

nehmigten Demonstration rund 

40 Personen teil, zwölf wurden 

verhaftet. Und am internationa-

len Tag gegen Homophobie 2011 

verteilten 15 Personen Postkar-

ten gegen Homosexuellenfeind-

lichkeit, und alle wurden festge-

nommen. Da man auch in diesem 

Jahr keine Erlaubnis für eine De-

monstration am 10. Oktober er-

halten hatte, mietete GayBelarus 

eine Straßenbahn, schmückte sie 

mit Regenbogenfahnen und fuhr 

damit durch Minsk.

Menschenrechts- und Antidiskri-

minierungspolitik sei in Weiß-

russland unbekannt, der Men-

schenrechtsausschuss des Parla-

ments reine Kosmetik, so Sjargej, 

sinnvolle Arbeit finde dort nicht 

statt. GayBelarus arbeite jedoch 

mit anderen Organisationen aus 

dem In- und Ausland zusammen, 

insbesondere die Vernetzung mit 

anderen AktivistInnen aus Osteu-

ropa sei wichtig. Dies sei auch der 

größte Nutzen, den man aus der 

Teilnahme an der St. Petersbur-

ger Konferenz ziehe (vgl. Bericht 

auf S. 32). Besonders interessant 

seien die russischen Erfahrungen 

mit den Ombudspersonen, die es 

in Belarus nicht gebe. Und die 

erarbeiteten Empfehlungen zur 

Antidiskriminierungsgesetzge-

bung nehme man mit nach Hau-

se, auch wenn wahrscheinlich 

nicht viel davon umgesetzt wer-

den könne. Sie seien aber auch 

für Belarus interessant; und be-

sonders wichtig sei, dass an der 

Erarbeitung auch Leute aus an-

deren osteuropäischen Ländern, 

vor allem aus Russland, mitgear-

beitet hätten.

Man lasse sich eben nicht entmu-

tigen. Ende 2012 werde GayBela-

rus eine Dokumentation in eng-

lischer und weißrussischer Spra-

che über Fälle von homophober 

Diskriminierung und Gewalt ver-

öffentlichen. Man beabsichtige, 

diesen Bericht an Regierungsein-

richtungen, die Regierungspartei 

und oppositionelle Parteien und 

Nichtregierungsorganisationen 

zu schicken. So wolle man die 

Gesellschaft über die Problematik 

aufklären und sie dafür sensibili-

sieren. Der Kampf gehe weiter.

KLAUS JETZ

Ronald M. Schernikau

So schön

D 2012, 116 S., geb.

Mit „So schön“ setzt der „letzte Kommunist“ 

Schernikau der Schwulenbewegung Westberlins – 

wie er sie in den 80er Jahren erlebt hat – und der 

Stimmung dieser Zeit ein literarisches Denkmal.

schalk pichler
gruppen..praxis
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